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Gebührensatzung 
zur Satzung über die Abwasserbeseitigung in der Gemeinde Heilshoop 

vom 22.11.2007 
 

 
Aufgrund von § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (Gemeinde-
ordnung - GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie § 44 Abs. 3 S. 6 des Lan-
deswassergesetzes (LWG) vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22.06.2020 (GVOBl. Schl.-H. S. 352) und der §§ 1 Abs. 1 und 3, 2, 6 Abs. 
1 und Abs. 4, 8 Abs. 1 S. 1 und Abs. 6, 9a Abs. 1 S. 1 und 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunal-
abgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10.01.2005 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.05.2021 (GVOBl. Schl.-H. S. 566) sowie der 
§§ 1 Abs. 2 sowie 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes 
(AG-AbwAG) vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425) wird nach Beschlussfassung durch 
die Gemeindevertretung der Gemeinde Heilshoop am 24.01.2022 folgende Nachtragssat-
zung erlassen: 
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I. Abschnitt 
 
 

§ 1 
Allgemeines 

 



 

(1) Die Gemeinde betreibt die Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der Satzung über die 
Abwasserbeseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) in der jeweils gültigen Fassung 
als jeweils eine selbständige öffentliche Einrichtung zur zentralen  

 
 a) Schmutzwasserbeseitigung  
 b) Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
(2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung eine Benutzungsgebühr für die 

Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen und für die 
nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe (Abwasserge-
bühr). 

 
 
 

II. Abschnitt 
 

Abwassergebühr 
 

§ 2 
Grundsatz 

 
Für die Inanspruchnahme der zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen und für die nach § 9 
Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwassergebühren für 
die Grundstücke erhoben, die an die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen ange-
schlossen sind oder in diese entwässern. 
 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab für die Abwasserbeseitigung 

 
(1) Die Abwassergebühr für die Abwasserbeseitigung wird in Form einer Grundgebühr und 

einer Zusatzgebühr erhoben. 
 
(2) Die Grundgebühr wird nach der Zahl der auf einem Grundstück vorhandenen Haupt-

wasserzähler berechnet. Ist ein Hauptwasserzähler auf einem Grundstück nicht vor-
handen, so wird die Grundgebühr für einen Hauptwasserzähler berechnet. 

 
(3) Die Zusatzgebühr wird nach der Abwassermenge bemessen, die in die öffentliche Ab-

wasserbeseitigungsanlage gelangt. Berechnungseinheit für die Zusatzgebühr ist 1 cbm 
Schmutzwasser. 

 
(4) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten  
 

a) die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen 
zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

 
b) die auf dem Grundstück gewonnene und / oder dem Grundstück sonst zugeführte 

Wassermenge, 
 
c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermessein-

richtung. 
 

(5) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter 



 

Zugrundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter 
Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

 
(6) Die Wassermenge nach Abs. 4 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige der Gemein-

de für den abgelaufenen Bemessungszeitraum von einem Kalenderjahr innerhalb der 
folgenden zwei Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die 
der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen 
den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche 
Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über die Wassermengen prüfba-
re Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn 
diese auf andere Weise nicht ermittelt werden können. 

 
(7) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 

gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt. Der Antrag ist nach Ablauf des Kalender-
jahres innerhalb von zwei Monaten bei der Gemeinde einzureichen. Für den Nachweis 
gilt Abs. 6 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. Die Gemeinde kann nach Anhörung des Antrag-
stellers auf dessen Kosten Gutachten anfordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu 
verrechnen oder zu erstatten. 

 
 

§ 4 
Gebührensatz 

 
(1) Die Grundgebühr je Hauptwasserzähler und Monat beträgt 3,20 EURO. 
 
(2) Die Zusatzgebühr beträgt bei der Schmutzwasserbeseitigung 3,41 EURO je m³ 

Schmutzwasser 
 

§ 5 
Erhebungszeitraum 

 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben 

wird (§ 3) und die Ableseperiode nicht mit dem Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) 
übereinstimmt, gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum der Wasser-
verbrauch der Ableseperiode, von der mindestens 11 Monate in den Erhebungszeit-
raum fallen.  

 
§ 6 

Entstehung und Beendigung des Gebührenanspruches 
 

(1) Der Gebührenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme, und zwar 
 

a)  für die Grundgebühr mit dem 01. des Monats, der auf den Tag der Bereitstellung 
folgt; ansonsten jeweils zu Beginn des Erhebungszeitraumes (Kalenderjahr). 

b) für die Zusatzgebühr durch die Einleitung. Die Abrechnung entstandener Ansprü-
che erfolgt jährlich (§ 5). 
 

(2) Wechselt der Gebührenschuldner während des Erhebungszeitraumes, entsteht der 
Anspruch damit für den abgelaufenen Teil des Jahres. Bis zur Anzeige des Wechsels 
sind der bisherige und der neue Gebührenschuldner Gesamtschuldner. 

 
 
 



 

 
 

§ 7 
Gebührenpflichtiger 

 
(1) Gebührenpflichtig ist, wer Eigentümer des Grundstückes oder Wohnungs- oder Teilei-

gentümer ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbaube-
rechtigte anstelle des Eigentümers Gebührenpflichtiger. 

 
Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuld-
ner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Benutzungsgebühren.  
 
Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-
samtschuldner. 

 
(2) Bei Eigentumswechsel wird der neue Eigentümer vom Beginn des Vierteljahres an, das 

der Rechtsänderung folgt, zur Gebührenzahlung herangezogen, wenn der bisherige Ei-
gentümer den Eigentumswechsel nachweist.  
Der bisherige Eigentümer haftet gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres. 

 
(3) Die Grundstückseigentümer haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 
 

§ 8 
Heranziehung und Fälligkeit, Vorauszahlungen 

 
(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem 

Bescheid über andere Abgaben verbunden werden kann. 
 
(2) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes können von der Gemeinde Heilshoop Voraus-

zahlungen auf die Gebühren verlangt werden. Die Höhe richtet sich nach der vo-
raussichtlich entstehenden Gebühr für den laufenden Erhebungszeitraum. 

 
(4) Die Vorauszahlungen werden mit je einem Viertel des Betrages nach Absatz 2 am 

15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. erhoben.  
 
 

III. Abschnitt 
 

Schlussbestimmungen 
 

§ 9 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 
Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festset-
zung und Erhebung der Gebühren nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom 
Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen 
vorhanden, die die Berechnung der Gebühren beeinflussen (z. B. grundstückseigene Brun-
nen, Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der Gebüh-
renpflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung 
besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Be-



 

auftragte der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, 
um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die 
Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
 
 

§ 10 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen perso-
nenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindli-
chen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde 
bekannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren 
Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Ge-
meinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln 
lassen und zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbei-
ten. 

 
(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berech-

tigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden 
personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten 
für Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzu-
verarbeiten. 

 
(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient 

oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist 
die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der Gebührenpflichtigen und zur 
Festsetzung der Gebühren nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen 
und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten 
mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung  nach dieser 
Satzung weiterzuverarbeiten. 

 
(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 

von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflich-
tigen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu 
führen und diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu 
verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 
 

§ 11 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 3 Abs. 6 und § 9 der Satzung sind Ordnungs-
widrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. 
 
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
23619 Heilshoop, 02.03.2022 
 



 

Der Bürgermeister  
(Jan Steen) 
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